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Konsens?
Die Aktualität des „Beutelsbacher Konsenses“  

in der pädagogischen Praxis der Gesellschaftswissenschaften

Marc Schoentgen

Der Herbst des vergangenen Jahres brachte 
in der Luxemburger Bildungslandschaft 
zwei Neuerungen, die auf direkte politi-
sche Entscheidungen der Regierung zu-
rückgingen: Das neue Schulfach Vie et 
Société lief im September 2016 an, wäh-
rend einen Monat später das Zentrum fir 
politesch Bildung (ZpB) aus der Taufe ge-
hoben wurde. In der inhaltlichen und the-
matischen Ausrichtung des neuen Faches 
(mit eigenem Curriculum) einerseits und 
der politischen Bildung andererseits gibt 
es Berührungspunkte beziehungsweise 
Überschneidungen.1 Was Selbstverständ-
nis und Außendarstellung betreffen, so 
müssen sich das „neue“ Vie et Société Fach 
und die „junge“ politische Bildung in 
Luxemburg mit der Problematik der po-
litischen und weltanschaulichen Neutra-
lität befassen. Gerade deshalb lohnt sich 
vielleicht ein Blick auf den „Beutelsbacher 
Konsens“, der seinerzeit aus den deut-
schen Debatten über das Unterrichtsfach 
Politik hervorging.

Der sogenannte Beutelsbacher Konsens 
kam 1976 zustande und bildet  zumindest 
im deutschsprachigen Raum bis heute 
die Grundlage der politischen Bildung.2 

Es handelt sich eigentlich um ein Grund-
satz- und Konsenspapier, das nach län-
geren Diskussionen zwischen Fachleuten 

zustande kam, die sich mit den Zielen der 
politischen Bildung befassten. Der Kon-
sens – benannt nach dem Tagungsort von 
1976 – selbst besteht aus drei Prinzipien 
oder Postulaten, die sich wie folgt zusam-
menfassen lassen:

•	 „Überwältigungsverbot“: Das Über-
wältigungsverbot grenzt die politi-
sche Bildung von Indoktrination und 
Manipulation ab. In einer demokra-
tischen Gesellschaft/ Schule geht es 
darum, dass die Lernenden selbst-
ständig zu einem Urteil finden, ohne 
dass LehrerInnen eine eigene politi-
sche Meinung aufdrängen. 

•	 „Kontroversgebot“: Das Kontrovers-
gebot fordert, dass was in Wissen-
schaft und Politik kontrovers ist, auch 
im Unterricht kontrovers erscheinen 
muss. Hier geht es darum, unter-
schiedliche Standpunkte, Optionen 
oder Deutungsmuster im Unterricht 
zu erörtern.

•	 Schüler- und Interessenorientierung: 
Dies meint, dass nicht der Unter-
richtsstoff oder Programm sowie die 
Lehrpersonen im Vordergrund ste-
hen, sondern die Schüler selbst, dies 
unter Berücksichtigung der Lebens-
lage von Kindern und Jugendlichen. 
Schüler und Schülerinnen sollen in 
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die Lage versetzt werden, eine poli-
tische Situation zu verstehen und die 
eigene Interessenlage beziehungsweise 
das Allgemeininteresse zu analysieren. 
Über einen rein kognitiven Prozess 
hinausgehend will die politische Bil-
dung, dass die Schüler „nach Mitteln 
und Wegen suchen, die vorgefundene 
politische Lage (...) zu beeinflussen.“3 

(Wehling) 

Auf die Prinzipien des Beutelsbacher 
Konsenses berufen sich die Akteure der 
politischen Bildungsarbeit, darunter die 
deutsche Bundeszentrale für politische 
Bildung, wie auch die 2016 gegründete 
Stiftung Zentrum fir politesch Bildung. 
Wie wichtig der Beutelsbacher Konsens 
als Bezugsrahmen für das Selbstverständ-
nis beziehungsweise das Leitbild des ZpB 
ist, zeigt ein mehr oder weniger offen ge-
äußertes Misstrauen gegenüber der poli-
tischen Bildung (und deren Akteuren). 
Auch gibt es im schulischen und außer-
schulischen Bereich starke Vorbehalte, da 
man politische Bildung auch gerne mal 
mit Indoktrination gleichsetzen oder als-
Instrument der Regierungspolitik missver-
stehen will.4

Die Prinzipien des Beutelsbacher Kon-
senses sind letzlich aber auch didaktische 
Prinzipien, die nicht alleine im Bereich 
der politischen Bildung in der Schule 
gelten, sondern sich inzwischen auf alle 
sozialwissenschaftlichen Fächer (z.B. Ge-
schichte, Geographie, Vie et Société) im 
Besonderen und auf die Schule im Allge-
meinen übertragen lassen.

Soweit die Theorie. Inwieweit der Beu-
telsbacher Konsens, seine didaktischen 
und pädagogischen Grundaussagen hier-
zulande über den Kreis der Politikwis-
senschaftler und der politischen Bildner 
hinaus bekannt ist, lässt sich nicht über-
prüfen. Interessanter ist ohnehin die 
Frage, inwieweit im Jahre 2017 die Prinzi-
pien von „Überwältigungsverbot“, „Kon-
troversgebot“ und Schülerorientierung 
tatsächlich Teil der pädagogischen Praxis 
an Luxemburger Schulen geworden sind. 
Der Beutelsbacher Konsens ist heute noch 
ein Modell, mit dem sich prinzipiell die 
Qualität des Unterrichtsalltags, aber auch 
der Kurrikula (aller Fächer und Schul-
formen) und Schülermaterialien (z.B. 
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Arbeitsblätter, Schulbücher u.s.w.) über-
prüfen ließe. Dies gilt insbesondere für die 
sozialwissenschaftlichen Fächer, die in den 
Schulen noch häufig in Einzeldisziplinen 
gesehen und in der LehrerInnenausbil-
dung auch als solche vermittelt werden.

Bleibt noch die zu Beginn aufgeworfene 
Frage nach der Neutralität. Darf, kann 
oder muss (politische) Bildung neutral 
sein? Es ist vielleicht die falsche Frage. 

Man strebt sehr wohl nach weltanschau-
licher Neutralität, aber die Diskussion 
lenkt möglicherweise von der eigent- 
lichen Problematik ab: Nämlich die nach 
der Selbstdefinition des Lehrers, die Frage 
nach der Rolle des Lehrenden in Lernpro-
zessen und letztlich nach der Beziehung 
zwischen dem Lehrer/der Lehrerin und 
den Lernenden in diesen Lernprozessen. 
„Belehrungsunterricht“ (Reinhardt) oder 
lenkende Unterrichtsformen sind sicher-

lich nicht die Antworten auf die aktuellen 
Herausforderungen, die eine freiheitlich-
demokratische, multikulturelle Gesell-
schaft in Luxemburg benötigt. Deshalb 
müssen sich die Gesellschaftswissenschaf-
ten (einbegriffen die politische Bildung) 
auch der Themen unseres Jahrzehnts auf 
kontroverse Weise annehmen. u

Reproduktion von Geschlechterrollen im öffentlichen Raum: Vor dem Körper verschränkte Arme, nach unten, dem 
Jungen zugewandter Blick des Mädchens (passiv). Demgegenüber weitausholender Schritt des Jungen, gerader, 
auf den Beobachter gerichteter Blick (aktiv). (Foto: forum)


